
die Dynamik der besonders bei der Integration der 
gerichtlichen Tätigkeit in die gesamtstaatliche Leitung 
zu gestaltenden Prozesse lassen eine zusammenfassende 
Darstellung und verpflichtende Regelung in einer 
Richtlinie oder in einem Beschluß des Plenums des 
Obersten Gerichts noch nicht zu. Wir halten die Orien­
tierung und Anleitung durch den Bericht des Präsi­
diums — in Verbindung mit den dort genannten Lei­
tungsdokumenten des Plenums und des Präsidiums — 
für ausreichend, aber auch für notwendig, um die un­
mittelbar vor uns liegenden Aufgaben schrittweise 
und aus perspektivischer Sicht erfüllen zu können.
Auch' auf den Gebieten des Zivil-, Familien-’ Arbeits­
und LPG-Rechts gehen wir vom Verfassungsauftrag 
der Gerichte aus, die Mitwirkung der Bürger an der 
Rechtsprechung als Ausdruck der Verwirklichung der 
sozialistischen Demokratie in der Rechtspflege zielbe­
wußt zu organisieren und einen ständigen Beitrag zur 
wissenschaftlichen Führungstätigkeit in allen Berei­
chen zu leisten.
Bei den Gerichten der DDR waren im vergangenen,, 
Jahr rund 102 000 Klagen anhängig. Von den Kon­
flikt- und Schiedskommissionen sind im gleichen Zeit­
raum ca. 27 000 Beratungen auf dem Gebiet des Arbeits­
und Zivilrechts durchgeführt worden./l/ Hinzu kommen 
noch etwa 130 000 Mahnverfahren. Damit bestimmen 
durch das sozialistische Recht ausgestaltete Verhaltens­
weisen von etwa 500 000 Bürgern sowie Rechte und 
Pflichten einer nicht geringen Anzahl von Betrieben 
unmittelbar den Inhalt unserer jährlichen Tätigkeit. 
Darüber hinaus haben die Gerichte im letzten Jahr 
ungefähr 248 000 Rechtsauskünfte erteilt. Inhaltlich 
werden hierbei grundlegende Bereiche der sozialisti­
schen Persönlichkeitsentfaltung, wie die kollektive Ar­
beit in den sozialistischen Betrieben, die Lebensbedin­
gungen in den Wohngebieten und die Entwicklung so­
zialistischer Familienbeziehungen erfaßt.
Es ist für die Arbeit der Gerichte überaus wichtig, 
bei der Mitgestaltung dieser entscheidenden gesell­
schaftlichen Prozesse mit den Mitteln der Rechtsan­
wendung, die den durch die erwähnten Zahlen ange­
deuteten Massenumfang besitzt, die aktive, differen­
zierte Mitwirkung der Bürger entsprechend den höhe­
ren Anforderungen zielbewußt zu organisieren. Darin 
besteht ein wichtiger Beitrag, den die Gerichte in Vor­
bereitung des VIII. Parteitages der SED zu leisten ha­
ben. Es geht darum, auch in unserer Arbeit die von 
Walter U l b r i c h t  auf der 15. Plenartagung des Zen­
tralkomitees der SED hervorgehobene Frage, „ w i e  in 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft die Macht 
von den Werktätigen praktisch ausgeübt wird“/2/, im­
mer effektiver und überzeugender zu beantworten.
Auch auf den Gebieten des Zivil-, Familien-, Arbeits­
und LPG-Rechts steht im Mittelpunkt der gerichtlichen 
Tätigkeit die Aufgabe, die Vorzüge und Triebkräfte 
der sozialistischen Gesellschaft noch systematischer 
und zielstrebiger zu nutzen, damit durch die eigenver­
antwortliche und schöpferische Verwirklichung des 
sozialistischen Rechts im täglichen Leben der Bürger 
ein wesentlicher Beitrag zur Ausprägung sozialistischer 
Denk- und Verhaltensweisen und damit auch zur Vor­
beugung von Rechtsverletzungen und -konflikten ge­
leistet wird. Das Arbeite- und das LPG-Recht, das 
Familien- und das Zivilrecht sind als bedeutsame Be­
standteile unseres sozialistischen Rechtssystems so ein­
zusetzen, daß sie immer besser dazu beitragen, daß „die 
ethischen Prinzipien und politisch-moralischen Maß-

/1/ Da nicht alle Beratungen statistisch erfaßt wurden, ist die 
wirkliche Zahl noch höher.
/2/ W. Ulbricht, Die politische Vorbereitung des VIII. Partei­
tages, Berlin 1971, S. 56/57.

Stäbe der Arbeiterklasse zu allgemeingültigen Regeln 
für die gesamte Gesellschaft werden“./3/
Davon ging der Verfassungs- und Rechtsausschuß der 
Volkskammer in seiner auch für die Arbeit der Ge­
richte wegweisenden Beratung am 24. Februar 1971 aus, 
in der er sich mit der Wirksamkeit des Familien- und 
des Zivilrechts bei der Entwicklung des Staats- und 
Rechtsbewußtseins, bei der Herausbildung sozialisti­
scher Denk- und Lebensgewohnheiten und Verhaltens­
weisen und bei der Festigung sozialistischer zwischen­
menschlicher Beziehungen der Bürger beschäftigte./4/ 
Es ist notwendig, daß sich alle Richter mit dem Mate­
rial dieser Beratung in Verbindung mit der Auswer­
tung der Ergebnisse der 30. Plenartagung des Obersten 
Gerichts gründlich vertraut machen.
Die Schlußfolgerungen des Verfassungs- und Rechts­
ausschusses sind von prinzipieller Bedeutung für die 
Weiterentwicklung und systematische Koordinierung 
der staatlichen und gesellschaftlichen Initiativen zur 
Erhöhung der Wirksamkeit des Familien- und Zivil­
rechts bei der Entwicklung des Staats- und Rechtsbe­
wußtseins. Dadurch erhalten auch die Bezirks- und 
Kreisgerichte eine festere Basis für die Entwicklung 
wechselseitiger Informationsbeziehungen zu den ört­
lichen Organen und den gesellschaftlichen Organisa­
tionen sowie für die Ausgestaltung weiterer Formen 
der Zusammenarbeit auf diesen Rechtsgebieten.
Die systematische Nutzung von Ergebnissen der ge­
richtlichen Tätigkeit für die gesamtstaatliche Leitung 
im jeweiligen Territorium ist eine Aufgabe, die sich 
aus den objektiven Anforderungen an die gesamte so­
zialistische Leitungstätigkeit ergibt. Dabei wird be­
sonderes Gewicht auf eine wirksame analytische Tätig­
keit der Gerichte im Hinblick auf die Aufgabenstellung 
im Beschluß des Staatsrates zur Entwicklung sozialisti­
scher Kommunalpolitik vom 16. April 1970 gelegt. Das 
Oberste Gericht sieht es als eine wichtige Aufgabe an, 
im Zusammenwirken mit Bezirks- und Kreisgerichten 
schrittweise die weiteren Probleme einer effektiven 
analytischen Tätigkeit der Gerichte auf allen Rechts­
gebieten zu klären./5/ Hierbei sind auch die Erfahrun­
gen der gesellschaftlichen Gerichte systematisch zu nut­
zen.
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Die wirksame Ausgestaltung jedes einzelnen gericht­
lichen Verfahrens und das systematische Zusammen­
wirken der Gerichte mit den örtlichen Organen der 
Staatsmacht, den gesellschaftlichen Organisationen und 
den entscheidenden Betrieben im Territorium sind Auf­
gaben, die einander bedingen. Dabei ist das wirksam 
gestaltete Einzelverfahren der spezifische Beitrag der 
Gerichte und das feste Fundament einer effektiven 
systematischen Zusammenarbeit./б/ Andererseits müs­
sen sich die in der Zusammenarbeit erzielten Fort­
schritte auch in einer höheren Qualität der Recht­
sprechung niederschlagen.
Besondere Bedeutung hat die Aufgabe der Gerichte, 
auch in Zivil-, Familien-, Arbeite- und LPG-Rechtsver- 
fahren die Ursachen des jeweils zur Entscheidung vor­
liegenden Konflikts festzustellen und auf ihre Über­
windung hinzuwirken./7/ Diese Pflicht folgt u. ä. aus 
§ 2 Abs. 2 GVG, wonach die Gerichte in ihrer gesamten

/3,< W. Ulbricht, a. a. O., S. 57.
l'ij Vgl. die Materialien der Beratung des Verfassungs- und 
Rechtsausschusses der Volkskammer in NJ 1971 S. 192 fl. sowie 
den Bericht über diese Beratung in NJ 1971 S. 203 fl.
/5/ Näheres hierzu bei Toeplitz, „Grundfragen der Leitungs­
tätigkeit der Kreisgerichte“, NJ 1971 S. 1 fl. (3f.).
/6/ Vgl. hierzu Strasberg/Pfeufer/Stranovsky, „Integration der 
gerichtlichen Tätigkeit auf dem Gebiet des Zivil-, Familien-, 
Arbeits- und LPG-Rechts in die komplexe sozialistische Ge- 
sellsehaftsgestaltung“, NJ 1970 S. 416 ff.
/7/ Näheres hierzu wird ein Beitrag von Kietz/Rudelt enthal­
ten, der in einem der nächsten Hefte veröffentlicht werden 
wird. — D. Red.
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